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Verband binationaler Familien und Partnerschaften,

iaf e.V. 


Frankfurt, den 14.01.2002

„Migration ist ein Familienprojekt“

(Sechster Familienbericht)

„Wer Integrationsprozesse fördern will, muss familiäre Solidarität stärken“

(Unabhängige Kommission Zuwanderung)

„Familie ist wo Kinder sind“

(Bundesfamilienministerin Christine Bergmann)

Aktualisierte Stellungnahme zu den Nachzugsregelungen
in dem Entwurf eines Zuwanderungsgesetzes des Bundesinnenministers

Nachzug von Kindern 

Nach dem Entwurf bekommt das minderjährige ledige Kind eines Ausländers eine Aufenthaltserlaubnis, wenn

· Der Ausländer aus humanitären Gründen eine Aufenthaltserlaubnis hat (Asyl, anerkannte Abschiebehindernisse)

· Der Ausländer als Hochqualifizierter oder im Auswahlverfahren eine Niederlassungserlaubnis erhalten hat oder

· Beide Eltern oder der allein personensorgeberechtigte Elternteil eine Aufenthalts- bzw. Niederlassungserlaubnis besitzen und das Kind zusammen mit ihnen in das Bundesgebiet einreist.

Bei allen anderen Personengruppen bekommt das Kind nur dann eine Aufenthaltserlaubnis, wenn es das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Eine Ausnahme ist nur bei guten Deutschkenntnissen möglich.

Mit dieser Einschränkung greift der Entwurf in zwei grundlegende Rechte ein:

· das Recht des Kindes auf ein Zusammenleben mit den Eltern 

· das Recht der Eltern auf Aufenthaltsbestimmung ihrer Kinder 

Begründet wird die Altersbeschränkung damit, dass viele ausländische Eltern ihre Kinder erst im späteren Jugendalter nach Deutschland einreisen lassen würden, es für die Integration der Kinder und Jugendlichen jedoch günstiger sei, wenn sie möglichst früh an den Angeboten des deutschen Bildungssystems teilnehmen würden. Zahlen darüber, wie viele Kinder bzw. Familien dies betrifft, hat die Bundesregierung nicht vorgelegt. 

Im Migrationsbericht der Ausländerbeauftragten (Stand: November 2001) heißt es: 

· Im Jahr 2000 sind 17.699 Kinder unter 18 Jahren zu ihren Eltern nach Deutschland eingereist 

· Der Anteil der türkischen Familien, die noch Kinder im Herkunftsland haben, ist von 35% im Jahr 1980 auf 6% im Jahr 1995 zurückgegangen. 

Diese Zahlen rechtfertigen einen solch schwerwiegenden Eingriff in die Gestaltung des Familienlebens nicht. 

Dagegen gibt es durchaus gute Gründe für ausländische Eltern, sich im Einzelfall für eine Erziehung ihres Kindes im Heimatland zu entscheiden:

· Für berufstätige Eltern notwendige Betreuungsmöglichkeiten sind in Deutschland nicht immer gegeben – der Mangel an Kindergartenplätzen ist bekannt

· Das Kind soll in seiner Muttersprache eine grundständige Schulbildung bekommen und den im Herkunftsland üblichen Abschluss machen, bevor es nach Deutschland kommt. Die PISA-Studie hat noch einmal deutlich gemacht, dass Migrantenkinder im deutschen Vorschul- und Schulsystem benachteiligt sind.

· Im Heimatland gibt es alte Eltern, die der Unterstützung bedürfen. 

· Die Eltern sind neu nach Deutschland gekommen; sie wollen erst einmal selbst Fuß fassen, bevor sie ihre Kinder nachziehen lassen.

Die Herabsenkung des Nachzugsalters von Kindern auf 14 Jahre widerspricht der bereits bestehenden Praxis in den anderen europäischen Staaten
, den Erkenntnissen des sechsten Familienberichtes, den Empfehlungen der Unabhängigen Kommission Zuwanderung sowie den Vorschlägen der Richtlinie des Europäischen Rates zur Familienzusammenführung. 

Kinder müssen auch in einem zukünftigen Aufenthaltsgesetz Inhaber von Rechten werden. Wir erinnern an die Grundsätze der UN-Kinderrechtskonvention, die auch von der deutschen Regierung unterschrieben wurde, wenn auch mit Vorbehalt: Kinder haben Rechte unabhängig von ihrer sozialen Lebenssituation, unabhängig von dem Beruf ihrer Eltern. Die Unterscheidung von Kinderrechten gemäß der beruflichen Qualifikation der Eltern halten wir für verfassungswidrig (Art. 1 GG).

Das Recht des Kindes mit Eltern bzw. Sorgeberechtigten zusammenzuleben darf nicht von der gemeinsamen Einreise abhängen. Dieses Recht ist universell und endet rechtlich gesehen in den meisten Ländern mit 18 Jahren. Ein Nachzug bis 18 Jahren stellt somit eine Minimalregelung dar. Beschränkungen nach unten sind abzulehnen.

Die Voraussetzung der alleinigen Personensorge für den Kindernachzug ist antiquiert und in der Praxis unbrauchbar. Wir erinnern daran, dass auch in Deutschland seit drei Jahren die alleinige Sorge eine Ausnahme darstellt und nicht die Regel ist. Trotzdem wird diese überholte Form der Personensorge für den Nachzug als wesentliche Grundlage festgeschrieben. Nicht ausgeführt wird, in welcher Form die Sorgeregelung zu „beweisen“ ist. Legen wir die heutige Verwaltungspraxis zugrunde, so ist die alleinige Sorge durch ein gerichtliches Urteil nachzuweisen. Bereits heute gibt es unendlich lange Verfahren beim Kindernachzug, da ein Gerichtsurteil über die alleinige Sorge nicht in Ländern zu erwirken ist, die diesen Rechtsbegriff nicht kennen. Eine Einverständniserklärung des anderen leiblichen Elternteils allein wird jedoch nicht als ausreichend angesehen. Hier besteht ein absolut dringender Handlungsbedarf im Interesse des Kindeswohls und nicht eine weitere Verschlechterung in Gesetzesform.

Das Erfordernis ausreichender deutscher Sprachkenntnisse stellt eine weitere hohe Hürde für den Nachzug dar. Welches nichtdeutsche Kind verfügt schon über ausreichende Deutschkenntnisse ohne zuvor in Deutschland gelebt und Kindergarten, Schule besucht zu haben? Man stelle sich das umgekehrt vor: ein deutsches Kind dürfe zu seinen in der Türkei lebenden Eltern nur nachziehen, wenn es türkisch kann. Das Recht des Kindes, mit seinen Eltern zusammen zu leben, kann nicht an Sprachkenntnisse gekoppelt werden. 

Die ausschließliche Betonung von deutschen Sprachkenntnissen als Indikator für „eine erfolgreiche Integration in die deutschen Lebensverhältnisse“ widerspricht auch den Erkenntnissen des Sechsten Familienberichtes. Nach wie vor ist das größte Hindernis für Integration die fehlende Gleichstellung mit deutschen Familien und damit eine nur sehr eingeschränkte Teilhabe an gesellschaftlichen Gestaltungsprozessen.

Nachzug von Ehegatten

Für den Nachzug von Ehegatten ist nach wie vor nicht der rechtliche Bestand der Ehe, sondern die Herstellung und Aufrechterhaltung einer familiären Lebensgemeinschaft die Voraussetzung. Auch hier entspricht der Entwurf nicht der gängigen Vielfalt von Lebens- und Familienformen, die sich gerade auch unter den globalisierten ökonomischen Bedingungen gebildet haben. In der Praxis wird unter familiärer Lebensgemeinschaft i.d.R. die häusliche Gemeinschaft verstanden – dies schränkt Paare in ihrer Lebensgestaltung stark ein und verhindert Flexibilität z.B. bei der Wahl des Arbeitsplatzes.

Unsere Haltung in der Zusammenfassung

· Heraufsetzung des Kindernachzugsalters auf mindestens 18 Jahre

· Kindernachzug auch zu einem Elternteil ermöglichen

· Deutsche Sprachkenntnisse sind kein Kriterium für den Kindernachzug

· Kinder haben eigene Rechte. Das Kindeswohl muss Vorrang vor allen anderen Gesichtspunkten haben

· Erweiterung des Familienbegriffs. Zumindest die Großeltern sollten eingeschlossen sein

· Voraussetzung für den Ehegattennachzug sollte der rechtliche Bestand der Ehe sein, nicht die familiäre, d.h. häusliche Lebensgemeinschaft

Cornelia Spohn

Bundesgeschäftsführerin
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